
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 246 „Am Kalsmunt“ ( Teil-Änderung) 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 
 

STELLUNGNAHME RP Gießen: 1.1.1 - 1.1.3, Schreiben vom 03.04.2017 
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Die Anregungen des Regierungspräsidiums Gießen werden zur 
Kenntnis genommen. Änderungen sind nicht erforderlich. 
Der Verwaltung sind keine Altablagerungen bzw. Altstandorte 
bekannt.  
Der Kreisausschuss wurde beteiligt. Hinweise auf Altlasten wurden 
nicht vorgebracht 
 
Die Anregungen des Regierungspräsidiums Gießen werden zur 
Kenntnis genommen und weitestgehend berücksichtigt. 
In die Begründung wird konkretisierend aufgenommen:  
„Bei den Flächen, die nördlich angrenzen (Flurstück 207), handelt 
es sich um ein Obstbaumgrundstück, welches sehr viele Jahre nicht 
gepflegt wurde. Da diese Flächen an Waldflächen (Flurstück 205/6) 
angrenzen, handelt es sich auch bei den nördlichen Flächen, streng 
nach dem Forstgesetz, um Waldflächen.  
Der sich daraus ergebende Gefahrenbereich ist bekannt. Er wird 
jedoch wegen der vorhandenen Gehölze sowie deren Höhe als 
verschwindend gering eingeschätzt. 
Dennoch kann die Gefahr des Baumwurfes auf das Plangebiet nicht 
vollständig ausgeschlossen werden. 
Durch die ermöglichte Bebauung ist keine Schädigung der Gehölze 
auf dem Nachbargrundstück zu erwarten, da maximal ein 
Wohngebäude, und dies nur eingeschossig, in diesem Bereich 
errichtet werden kann. Auch waren vor Änderung des 
Bebauungsplanes untergeordnete Nebenanlagen, zum Beispiel 
Hütten, in diesem Bereich zulässig. 
Auch aus Gründen des sparsamen Umganges mit Grund und 
Boden wird der Bebauung Vorrang eingeräumt.“ 
Der Eigentümer des Grundstückes 208/1 wird mit dem Eigentümer 
des Flurstückes 207 sowie der Stadt einen 
Kostenübernahmevertrag für die erhöhte Verkehrssicherungspflicht 
abschließen. Diese Verträge werden den Verfahrensunterlagen des 
Bebauungsplanes beigegeben. 
Ein nachrichtlicher Hinweis auf diese Verträge wird in die textlichen 
Festsetzungen aufgenommen.  
Der Bebauungsplan wird daher erst nach Vorlage dieser 
gegengezeichneten Verträge zur Rechtskraft gebracht. 
 
Die Anregungen des Regierungspräsidiums werden zur Kenntnis 
genommen und für nachfolgende Bauleitplanverfahren beachtet. 
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Die Anregungen des Hessen-Forst werden zur Kenntnis genommen 
und weitestgehend berücksichtigt. 
In die Begründung wird konkretisierend aufgenommen:  
„Bei den Flächen, die nördlich angrenzen (Flurstück 207), handelt 
es sich um ein Obstbaumgrundstück, welches sehr viele Jahre nicht 
gepflegt wurde. Da diese Flächen an Waldflächen (Flurstück 205/6) 
angrenzen, handelt es sich auch bei den nördlichen Flächen, streng 
nach dem Forstgesetz, um Waldflächen.  
Der sich daraus ergebende Gefahrenbereich ist bekannt. Er wird 
jedoch wegen der vorhandenen Gehölze sowie deren Höhe als 
verschwindend gering eingeschätzt. 
Dennoch kann die Gefahr des Baumwurfes auf das Plangebiet nicht 
vollständig ausgeschlossen werden. 
Durch die ermöglichte Bebauung ist keine Schädigung der Gehölze 
auf dem Nachbargrundstück zu erwarten, da maximal ein 
Wohngebäude, und dies nur eingeschossig, in diesem Bereich 
errichtet werden kann. Auch waren vor Änderung des 
Bebauungsplanes untergeordnete Nebenanlagen, zum Beispiel 
Hütten, in diesem Bereich zulässig. 
Auch aus Gründen des sparsamen Umganges mit Grund und 
Boden wird der Bebauung Vorrang eingeräumt.“  
Der Eigentümer des Grundstückes 208/1 wird mit dem Eigentümer 
des Flurstückes 207 sowie der Stadt einen 
Kostenübernahmevertrag für die erhöhte Verkehrssicherungspflicht 
abschließen. Diese Verträge werden den Verfahrensunterlagen des 
Bebauungsplanes beigegeben. 
Ein nachrichtlicher Hinweis auf diese Verträge wird in die textlichen 
Festsetzungen aufgenommen.  
Der Bebauungsplan wird daher erst nach Vorlage dieser 
gegengezeichneten Verträge zur Rechtskraft gebracht. 
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4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 246 „Am Kalsmunt“ ( Teil-Änderung) 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 
 

STELLUNGNAHME Hessen-Forst: 1.2.1, Schreiben vom 04.04.2017 
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4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 246 „Am Kalsmunt“ ( Teil-Änderung) 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 
 

STELLUNGNAHME Kreisausschuss, Abteilung Umwelt, Natur und Wasser: 1.3.1 
– 1.3.3, Schreiben vom 16.03.2017 
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Die Anregungen des Kreisausschusses, FD Wasser und Bodenschutz, werden 
zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
Im Bebauungsplan sind geeignete Festsetzungen enthalten:  
Der rund 7800 m² große Geltungsbereich ist lediglich mit 3 Wohngebäuden 
bebaut. Durch die Änderung des Bebauungsplanes können zusätzlich 
maximal 3 weitere Gebäude innerhalb bereits vorhandener Hausgärten 
errichtet werden. Eine weitere Bebauung kann wegen der sehr schmalen 
Erschließungsstraße nicht zugelassen werden.  
Aus diesem Grunde konnte die Grundflächenzahl von 0,4 auf 0,2 reduziert 
werden. Diese Grundflächenzahl darf für Nebenanlagen um 50 % 
überschritten werden.  
Diese Einschränkung galt vor Änderung des Bebauungsplanes nicht, da der 
rechtskräftige Bebauungsplan nach der BauNVO von 1977 aufgestellt wurde.  
Darüber hinaus ist festgesetzt, dass Stellplätze, Garagenzufahrten, Terrassen 
usw. wasserdurchlässig herzustellen sind. 
 
Insgesamt wird daher durch die Änderung des Bebauungsplanes mit Grund 
und Boden sehr sparsam umgegangen. Die maximal mögliche Versiegelung 
wird sogar erheblich reduziert. 

 
Die Anregungen des Kreisausschusses, FD Wasser und Bodenschutz, werden 
zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
Die Begründung wird wie folgt ergänzt:  
„Der „Boden“ ist, soweit es geht, zu schützen.  
In drei Paragrafen des BauGB wird auf das Schutzgut Boden eingegangen: 
Gemäß § 1a BauGB ist mit Grund und Boden sparsam umzugehen. 
Gemäß § 202 BauGB ist der Mutterboden, der bei der Errichtung und 
Änderung baulicher Anlagen ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 
Gemäß § 179 BauGB sind Flächenversiegelungen, die nicht mehr benötigt 
werden, zu beseitigen. 
Der Mutterboden ist daher zu Beginn des Bauvorhabens abzuschieben, zu 
lagern bzw. abzufahren. Die Vermischung mit unbelebtem Boden ist zu 
vermeiden.  
Anfallender Bodenaushub sollte möglichst auf dem Baugrundstück wieder 
eingebaut bzw. verwertet werden. Der überschüssige Bodenaushub ist einer 
Verwertung zuzuführen bzw. ordnungsgemäß zu entsorgen. 
Die vorgeschriebenen Entsorgungs- und Verwertungsnachweise sind im 
Rahmen der Bautätigkeit zu erbringen. Der Verbleib des Bodens ist daher 
nachzuweisen. 

Die übermäßige Verdichtung des Bodens ist zu vermeiden.“  
 
Die Anregungen des Kreisausschusses, FD Wasser und Bodenschutz, werden 
zur Kenntnis genommen und weitestgehend berücksichtigt. 
Der Schutz des Bodens ist gesetzlich geregelt. Es ist daher nicht erforderlich, 
diese Regelungen zusätzlich als textliche Festsetzungen in den 
Bebauungsplan aufzunehmen. Bei Übernahme aller gesetzlichen Regelungen 
würden die Bebauungspläne überfrachtet. Die Hinweise in der Begründung 
sind ausreichend.  
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Die Anregungen der hessenArchäologie werden zur Kenntnis 
genommen und berücksichtigt.  
In die textlichen Festsetzungen wird nachrichtlich aufgenommen: 
„Im Geltungsbereich werden Kulturdenkmäler im Sinne von § 2 
Abs. 2 Hess. Denkmalschutzgesetz (Bodendenkmäler) vermutet.  
Die Erdarbeiten für Baumaßnahmen sind daher durch eine in 
Hessen zugelassene archäologische Fachfirma facharchäologisch 
zu betreuen. 
Die Entfernung des Oberbodens ist mit einer ungezähnten 
Baggerschaufel vorzunehmen. 
Bei Auftreten von archäologischen Resten sind die Bauarbeiten in 
Abstimmung mit der archäologischen Fachfirma bis zur 
Dokumentierung bzw. Bergung zu unterbrechen.“ 
 
Die Anregungen der hessenArchäologie werden zur Kenntnis 
genommen und berücksichtigt.  
Die nachrichtlichen Hinweise werden entsprechend ergänzt. 
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STELLUNGNAHME hessenArchäologie: 1.4.1 – 1.4.2, Schreiben vom 
06.04.2017 
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Die Anregungen der Telekom werden zur Kenntnis genommen und 
berücksichtigt. 
Die Anregungen betreffen die Fachplanungen und können im 
Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. 
Die Koordination bzw. Abstimmung erfolgt daher im Rahmen der 
Fachplanung. 
Aus jetziger Sicht sind jedoch keine öffentlichen Baumaßnahmen 
vorgesehen. 
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STELLUNGNAHME Telekom: 1.5.1, Schreiben vom 22.03.2017 
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Den Anregungen des Regierungspräsidiums Darmstadt werden zur 
Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
Die beiden Verdachtspunkte (Flurstücke 210/4 und 208/1) werden 
nachrichtlich in der Planzeichnung dargestellt. In die textlichen 
Festsetzungen wird nachrichtlich übernommen: 
„Im Geltungsbereich muss mit Kampfmitteln gerechnet werden. In den 
Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauung bereits Boden 
eingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mindestens 5 m 
durchgeführt wurden, sind keine Untersuchungen auf Kampfmittel 
notwendig.  
In allen anderen Bereichen muss der Baubereich vor Boden eingreifenden 
Bauarbeiten auf Kampfmittel untersucht werden.  
Es ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) bis in 
einer Tiefe von 5 m, gerechnet ab Geländeoberkante, erforderlich. Die 
Datenaufnahme ist EDV-unterstützt vorzunehmen.  
Wenn die Fläche nicht sondierfähig ist, sind weitere 
Kampfmittelräummaßnahmen, zum Beispiel Sondierungsbohrungen, vor 
den Bauarbeiten erforderlich. 
Wenn eine sondierfähige Meßebene vorliegt, sind die Aushubarbeiten mit 
einer Flächensondierung zu begleiten. 
Das Regierungspräsidium, Dezernat Kampfmittelräumdienst, hat auch auf 
zwei Verdachtspunkte, die auf möglicherweise noch vorhandene 
Bombenblindgänger hinweisen, aufmerksam gemacht, siehe 
Planzeichnung. Im Umkreis von 15 m zu den Verdachtspunkten sind die 
Flächen vor Boden eingreifenden Bauarbeiten auf Kampfmittel durch 
Sondierung zu untersuchen. Wenn dies nicht möglich ist, sind 
Sondierungsbohrungen durchzuführen. 
Die ordnungsgemäße Durchführung, daher nach dem Stand der Technik, 
ist zu bescheinigen. Der Bescheinigung ist ein Lageplan beizufügen, auf 
dem die untersuchten Flächen dokumentiert sind. Das verwendete 
Detektionsverfahren ist anzugeben. 
Für die Dokumentation der Daten ist das Datenmodul KMIS-R, entwickelt 
durch den Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen, zu verwenden. Die 
überprüften und geräumten Flächen sind in Koordinaten einzumessen. 
Nach Beendigung der Unterlagen sind der Lageplan und die KMIS-R-Datei 
dem Regierungspräsidium, Dezernat Kampfmittelräumdienst, 
zuzusenden.“ 
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STELLUNGNAHME RP Darmstadt: 1.6.1, Schreiben vom 03.05.2017 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
In die Begründung wird aufgenommen: „Das Regierungspräsidium, 
Dezernat Kampfmittelräumdienst, hat darauf hingewiesen, dass vor Boden 
eingreifenden Bauarbeiten der Geltungsbereich auf Kampfmittel 
untersucht werden muss, siehe nachrichtliche Übernahmen.“  
 
Die Grundstückseigentümer werden unabhängig von diesem 
Bauleitplanverfahren informiert. Ihnen wird die Stellungnahme des 
Regierungspräsidiums in Kopie übergeben, da der Fachfirma eine Kopie 
der Stellungnahme übergeben werden soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

    
 


